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Stadt Bad Salzuflen 
 
260 Richtlinie zur Gewährung von Leistungen aus 
 Gründen der Billigkeit für die soziale Infrastruk-
 tur in Bad Salzuflen aus dem „Stärkungspakt 
 NRW – gemeinsam gegen Armut“ 
 
1. Zweck 
Die Unterstützungsleistungen werden vor dem Hintergrund 
der aktuellen krisenbedingt steigenden Energiepreisen, der 
hohen Inflation sowie einer verstärkten Inanspruchnahme 
sozialer kommunaler Infrastrukturen gewährt. Die krisen-be-
dingt steigenden Ausgaben und eine verstärkte Inanspruch-
nahme hat in der Vergangenheit bereits zur Einschränkung 
von Angeboten der kommunalen sozialen Infrastruktur ge-
führt. Das Land NRW stellt daher im Rahmen des „Stär-
kungspakt NRW – gemeinsam gegen Armut“ finanzielle Un-
terstützungsleistungen für das Jahr 2023 von rund 150 Milli-
onen Euro in NRW zur Verfügung. Die Stadt Bad Salzuflen 
erhält hiervon 356.454,00 Euro. 
 
2. Gegenstand 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur stehen an-gesichts 
der krisenbedingt steigenden Ausgaben und einer verstärk-
ten Inanspruchnahme vor besonderen Herausforderungen. 
Zur Aufrechterhaltung des Betriebs von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur sowie zur Anpassung an den erhöhten 
Bedarf und einer zunehmenden Inanspruchnahme von An-
geboten werden Billigkeitsleistungen gewährt. 
 
2.1 
Unterstützt werden können alle juristische Personen die An-
gebote der sozialen Infrastruktur in Bad Salzuflen anbieten: 
Z.B. Tafeln, Kleiderkammern, Sozialkaufhäuser, Lebensmit-
telverteiler, Wohnungslosen- und Suchtberatungseinrichtun-
gen, Erwerbslosen-zentren, Seniorentreffs, Begegnungsein-
richtungen wie Stadtteilwohnzimmer oder Wärmeräume, 
Nachbarschaftsnetzwerke in Quartieren, Sozial- und 
Schuldnerberatungen etc. 
 
2.2 
Berücksichtigungsfähig sind alle krisenbedingten notwendi-
gen Mehrausgaben zur Aufrechterhaltung des Betriebs der 
Einrichtung der sozialen Infrastruktur: Miet- und Mietneben-
ausgaben, Strom- und Heiz-ausgaben, Müllentsorgung, Rei-
nigungs- und Desinfektionsmittel, Handschuhe und Masken 
sowie Spuckschutztrennwände, Besteck, Einmal- oder 
Mehrweggeschirr, Küchenutensilien. Weiter können Perso-
nalausgaben für zusätzlich eingesetztes Personal, Honorar-
ausgaben für aus-gewiesene Fachkräfte, Ungelernte, Eh-
renamtler, Studierende, Minijobber etc., die auf Stundenba-
sis Unterstützungs-, Betreuungs- oder auch Aushilfsarbeiten 
zur Aufrechterhaltung und/oder zum Ausbau des Betriebes 
oder zur Durchführung einzelner Maßnahmen leisten, abge-
rechnet werden. Ausgenommen sind Personalausgaben, 
die unmittelbar mit der verwaltungsmäßigen Umsetzung der 
Unterstützungsleistungen zusammenhängen, sowie inves-
tive Ausgaben. 
 
3. Art und Umfang, Höhe der Leistung 
3.1. Die Leistungen der Billigkeit werden nur für krisenbe-
dingte Mehrausgaben gewährt, für die keine anderen Förde-
rungen beantragt oder bewilligt wurden. Doppelförderungen 
sind ausgeschlossen. Im Falle einer Überkompensation 
(Entschädigungs-, Versicherungsleistungen, andere Förder-
maßnahmen, zweckgebundene Spenden etc.) oder einer  
 

 
Nichtverausgabung der Mittel, sind die gewährten Leistun-
gen zurückzuzahlen. 
 
3.2. Die Mittel sind zur Finanzierung krisenbedingter Mehr-
bedarfe zu verwenden. Es handelt sich nicht um frei ver-
wendbare Mittel zur Finanzierung allgemeiner Ausgaben. 
 
3.3. Die Unterstützung wird als einmalige Leistung gewährt. 
Die Leistungen sind im Kalenderjahr 2023 für die tatsächlich 
anfallenden Mehrausgaben einzusetzen. Über die Verwen-
dung ist ein Nachweis zu führen. 
 
4. Verfahren 
4.1. Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur in Bad Salzuflen 
können einen Antrag auf Unterstützungs-leistung bis spätes-
tens 15.08.2023 beim Fach-dienst Soziales der Stadt Bad 
Salzuflen einreichen (Vordruck Anlage 1). Im An-schluss 
entscheidet die Verwaltung über die Verteilung der Gelder. 
Die Unterstützungsleistung wird in der Reihenfolge des An-
tragseingangs geprüft und nach Maßgabe der Richtlinie ver-
geben. Ein Anspruch auf Auszahlung besteht mit der Antrag-
stellung nicht. 
 
4.2. Verwendungsnachweisverfahren 
Als Verwendungsnachweis haben die Einrichtungen der so-
zialen Infrastruktur gegen- über dem Fachdienst Soziales 
bis zum 29.02.2024 eine tabellarische Aufstellung der Aus-
gaben vorzulegen (Vordruck Anlage 2). Die Vorlage von Ein-
zelbelegen ist nicht erforderlich. Alle diesbezüglich rechtser-
heblichen Unterlagen (Rechnungen, Quittungen, etc.) 
sind bis zum 31.05.2034 aufzubewahren. 
 
5. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft. 
 
Bad Salzuflen, den 22.06.2023 
 
 
gez. Dirk Tolkemitt 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe vom 23.06.2023 
 
 
 
261 Siebzehnte Satzung zur Änderung der Satzung 
 über die Errichtung und Unterhaltung von 
 Übergangsheimen für ausländische Flüchtlinge 
 in der Stadt Bad Salzuflen vom 22.06.2023  
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
21.06.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
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Ahornstraße 103,  
Kirchheider Straße 36, 
Schmaler Weg 5,  
Lockhauser Straße 5,  
Heidestr. 26 - 36,  
Tilsiter Straße 1 - 12,  
Danziger Straße 1-8,  
Memeler Straße 1-8,  
Königsberger Str. 1, 3, 2-34 (nur gerade), 
Breslauer Str. 2-12 (nur gerade), 
Ziegelstraße 45–45e, 
Begakamp 1 und 3, 
Am Sportplatz 1, 
Luisenstraße 6, 
Auf der Huneke 2b, 
Erikastraße 4, 
Wenkenstraße 109, 
Schötmarsche Straße 4, 
Margaretenstraße 8a, 
Begastraße 24b, 
Auf der Dannen 16. 
 
Artikel 2 
 
§ 6 Absatz 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 
Nutzfläche monatlich: 
Ahornstraße 103      4,22 Euro 
Kirchheider Str. 36      3,38 Euro 
Schmaler Weg 5       3,15 Euro 
Lockhauser Str. 5       2,73 Euro 
Heidestraße 26 – 36     6,06 Euro 
Tilsiter Str. 6 - 12       6,06 Euro 
Danziger Str. 1-8       6,06 Euro 
Memeler Str. 1-8      6,06 Euro 
Königsberger Str. 1, 3, 2-34 (nur gerade)  6,06 Euro 
Breslauer Str. 2-12 (nur gerade)   6,06 Euro 
Ziegelstr. 45-45e             10,85 Euro 
Begakamp 1 und 3     9,22 Euro 
Am Sportplatz 1     6,99 Euro 
Luisenstr. 6              17,50 Euro 
Auf der Huneke 2b     7,00 Euro 
Erikastraße 4      8,50 Euro 
Wenkenstraße 109     9,50 Euro 
Schötmarsche Straße 4    4,39 Euro 
Margaretenstraße 8a     7,50 Euro 
Begastraße 24b     9,50 Euro 
Auf der Dannen 16             10,60 Euro 
 
Artikel 3 
 
§ 8 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum Ersten des Monats nach der Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 22.06.2023  
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Dirk Tolkemitt 
  
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Siebzehnte Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad 
Salzuflen“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Bad Salzuflen, den 22.06.2023 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
 
gez. 
Dirk Tolkemitt 

Kr.Bl. Lippe vom 23.06.2023 
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262 Antrag auf Unterstützungsleistung zum 
 Ausgleich für in 2023 krisenbedingt anfallender 
 Mehrkosten „Billigkeitsrichtlinie Stärkungspakt 
 NRW“ 
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Kr.Bl. Lippe vom 23.06.2023 
 
 
 
263 Verwendungsnachweis eines Empfängers der 
 Billigkeitsleistung aus dem „Stärkungspakt 
 NRW“ 
 
 
Name Empfänger/Träger: 
Straße: 
PLZ, Ort: 
 
unterstützte Einrichtung: 
Straße: 
PLZ, Ort: 
 
 
Verausgabte Mittel in einer Beratungseinrichtung bzw. Ein-
richtung der sozialen Infrastruktur 
 
 
 
 
 
 

 

 
Erklärung zur Mittelverwendung gegenüber der Kommune 
 
☐ Die unterstützten Einrichtungen wurden informiert, dass 
die Unterstützung als Billigkeitsleistung gewährt wurde und 
im Falle einer Überkompensation (Entschädigungs-, Versi-
cherungsleistungen, andere Fördermaßnahmen) zurückzu-
zahlen ist. 
 
☐ Die unterstützten Einrichtungen wurden informiert, dass 
die gewährte Unterstützung in der Steuererklärung der Ein-
richtung als steuerpflichtige Einnahme anzugeben ist. 
 
☐ Die unterstützten Einrichtungen wurden informiert, dass 
bei künftiger Beantragung weiterer öffentlicher Finanzhilfen, 
die aufgrund dieser Unterstützung gewährte Leistung ange-
geben werden muss. 
 
 ☐ Die unterstützten Einrichtungen wurden informiert, dass 
es sich bei den Angaben des Antrags um subventionserheb-
liche Tatsachen i.S.d. § 264 des Strafgesetzbuches i.V.m. § 
2 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI I S. 
2037) und Art. 1 des Landessubventionsgesetzes (GV. NW. 
1977 S. 136) handelt. Es ist bekannt, dass vorsätzlich oder 
leichtfertig falsche oder unvollständige Angaben sowie das 
vorsätzliche oder leichtfertige Unterlassen einer Mitteilung 
über Änderungen in diesen Angaben die Strafverfolgung we-
gen Subventionsbetrug (§ 264 StGB) zur Folge haben kön-
nen. 
 
☐ Die unterstützten Einrichtungen wurden informiert, dass 
nur Ausgaben abgerechnet werden können, die in den Mo-
naten Januar 2023 bis Dezember 2023 tatsächlich entstan-
den sind.  
 
☐ Ich erteile meine Zustimmung zur Erhebung und Verar-
beitung der für die Gewährung der Unterstützung erforderli-
chen Daten im Rahmen der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen. 
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Ich versichere, dass alle Angaben zu diesem Antrag nach 
bestem Wissen und Gewissen und wahrheitsgetreu erfolgt 
sind. 
 
 
 
 
________________________________________ 
Ort, Datum, Unterschrift 
 

Kr.Bl. Lippe 23.06.2023 
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Stadt Blomberg 
 
264 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18/01 für 
 den Ortsteil Tintrup 
 

hier: Aufstellungsbeschluss, Verhängen einer  
Veränderungssperre und Aufhebung der  

bestehenden Satzung 
 

Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
21.06.2023 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18/01 
für den Ortsteil Tintrup beschlossen. 
Ziel ist, die Stärkung der Wohnfunktion des Ortes durch eine 
kontrollierte und strukturierte Innenentwicklung zu ermögli-
chen. Eine bauliche Entwicklung in den Außenbereich ist 
wegen der landschaftlichen Einbettung sowie der landwirt-
schaftlichen Nutzung nicht auszuweiten. Die vorhandene 
Satzung für das südöstliche Dorfgebiet wird als ein Grund-
baustein mit in die Planung einbezogen und durch den Be-
bauungsplan erweitert und konkretisiert. 
Der Bebauungsplan betrifft das südliche Dorfgebiet und wird 
im Norden durch die Masper Straße, im Westen durch den 
Immenweg, im Süden durch den Fensterweg und im Westen 
durch den Lindfeldsweg eingegrenzt. Die Lage des Plange-
bietes ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen.  
Das Planungsgebiet ist überwiegend als allgemeines Wohn-
gebiet einzuschätzen. Im Flächennutzungsplan der Stadt 
Blomberg sind die betroffenen Flächen als Wohnbauflächen 
oder als Dorfgebiet gekennzeichnet. 
Um eine gezielte Entwicklung zu ermöglichen, sollen durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes die Erschließung 
der vorhandenen Flächen gesichert und eine gesteuerte In-
nenverdichtung des Wohngebietes gewährleistet werden. 
Eines der im IKEK 2019 festgelegten Ziele für den Ortsteil 
ist die Stärkung der Wohnfunktion. Durch die dort aufge-
stellte Bevölkerungspyramide ist zu erkennen, dass sich der 
Großteil der Einwohner im Alter von 40 Jahren aufwärts be-
findet. Durch den Bebauungsplan soll die Attraktivität des 
Ortes für junge Menschen und Familien als Wohnstandort 
erhöht werden. Weitere Festsetzungen sollen so dem demo-
grafischen Wandel entgegenwirken. Ziel ist hierbei die 
Schaffung eines Wohngebietes aller Generationen, mit Fo-
kus auf die Nachverdichtung des vorhandenen Satzungsge-
bietes und der umliegenden Bebauung, sowie die Stärkung 
der im IKEK festgelegten Einschätzung von Tintrup als 
Wohnstandort. Im Zuge dieser Planung sollen außerdem ge-
zielt Flächen für Gemeinbedarf ausgewiesen werden, wel-
che sich aufgrund der Verkehrs- und Parksituation eher im 
Bereich der deutlich breiter ausgebauten Masper Straße an-
bieten. Somit ist eine differenzierte Festlegung der Art der 
baulichen Nutzung Ziel des aufzustellenden Bebauungspla-
nes.  
In derselben Sitzung hat der Rat beschlossen, gemäß § 14 
BauGB eine Veränderungssperre über das gesamte Pla-
nungsgebiet zu verhängen, um eine gezielte Entwicklung 
der Planung sicherzustellen und Maßnahmen, welche den 
Zielen des Bebauungsplanes widersprechen, zu vermeiden. 
Des Weiteren hat der Rat beschlossen, die bestehende Sat-
zung im östlichen Teil des Planungsgebietes aufzuheben, 
da diese in Gänze durch den Bebauungsplan überplant wer-
den soll. 
 
Blomberg, den 22. Juni 2023 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dolle 
Bürgermeister 
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Kr.Bl. Lippe 23.06.2023 
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